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Mitglieder im BFB:

Am 4. Juli 2019 verkündete der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) sein Urteil zu den verbindlichen 
Mindest- und Höchstsätzen der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI). Diese seien nicht 
mit dem EU-Recht vereinbar. Auf den nachfolgenden Seiten kommentieren die BFB-Mitgliedsorganisatio-
nen, die sich mit dem Planen und Bauen befassen, sowie ihre berufspolitischen Partner die Entscheidung.

EuGH zur HOAI

In Partnerschaft mit:
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Mit dem am 4. Juli 2019 ergangenen Urteil hat der Ge-
richtshof der Europäischen Union (EuGH) entschieden, 
dass die in der Honorarordnung für Architekten und Inge-
nieure (HOAI) geregelten verbindlichen Mindest- und 
Höchstsätze gegen Europarecht verstoßen. Der Luxembur-
ger Richterspruch beendet ein seit 2015 andauerndes Ver-
tragsverletzungsverfahren der Europäischen Kommission 
gegen die Bundesrepublik Deutschland. Für Architekten 
und Ingenieure sowie ihre Auftraggeber stellt die Entschei-
dung einen Paradigmenwechsel dar, da nunmehr eine 
 Honorarvereinbarung im Rahmen der Mindest- und Höchst-
sätze der HOAI nicht mehr zwingend vorgeschrieben ist. 
Der vertraglichen Honorarvereinbarung der Vertragspartner 
kommt damit ab sofort eine größere Bedeutung zu. 

„Grundsätzlicher Zusammen hang  
zwischen verbindlichen Honorarsätzen 
und Planungsqualität wird anerkannt.“

Der EuGH ist im Ergebnis dem Antrag der EU-Kommission 
gefolgt. Bemerkenswert ist jedoch die Urteilsbegründung, 
in der ein grundsätzlicher Zusammenhang zwischen ver-
bindlichen Honorarsätzen und Planungsqualität anerkannt 
wird. Dies hatten sowohl die EU-Kommission als auch der 
Generalanwalt stets bestritten. Im Gegensatz zur Argumen-
tation der EU-Kommission und des Generalanwalts geht der 
EuGH in Fortführung der früheren „Cipolla“-Rechtspre-
chung (Az. C-94/04) davon aus, „… dass nicht von vornhe-
rein ausgeschlossen werden kann, dass die Festsetzung 
eines Mindestpreises hilft, in einem Kontext, wie in dem 
eines Marktes, der durch eine ausgesprochen große Anzahl 
von Dienstleistungserbringern gekennzeichnet ist, einen 
Konkurrenzkampf zu vermeiden, der zu Billigangeboten 
führen könnte, was das Risiko eines Verfalls der Qualität 
von Dienstleistungen zur Folge hätte“ (Rn. 78). Und weiter: 
„Daraus folgt, dass die Existenz von Mindestsätzen für die 
Planungsleistungen im Hinblick auf die Beschaffenheit des 

deutschen Marktes grundsätzlich dazu beitragen kann, eine 
hohe Qualität der Planungsleistungen zu gewährleisten, und 
folglich dazu, die von der Bundesrepublik Deutschland an-
gestrebten Ziele zu erreichen“ (Rn. 88).

Die Bundesregierung hat in dem Verfahren mehrere Stu-
dien vorgelegt, die – wie die vom BFB in Auftrag gegebene 
Studie „Aspekte der Deregulierung bei den Freien Berufen“ 
– substantiiert darlegen, dass in Märkten mit Informations-
asymmetrie Preisregulierungen eine qualitätssteigende 
Wirkung haben können. In einem weiteren empirisch-öko-
nomischen Gutachten wurde darüber hinaus aufgezeigt, 
dass in der besonderen Marktsituation der Architekten und 
Ingenieure in Deutschland die Festsetzung von Mindest-
preisen notwendig ist, um eine hohe Qualität der Planungs-
leistungen im Sinne des Verbraucherschutzes sicherzustel-
len. Diesen Nachweis hat das Gericht grundsätzlich 
anerkannt und die deutlich weitergehenden Beweisanfor-
derungen der Kommission und des Generalanwalts zurück-
gewiesen, die die genannten Studien noch pauschal als 
„irrelevant“ zurückgewiesen hatten. 

Allerdings hat der EuGH im Ergebnis einen Aspekt für ent-
scheidend gehalten, der zuvor eine eher untergeordnete 
Rolle gespielt hatte. Das Gericht stuft danach die deutsche 
Regelung über die Mindestsätze als inkohärent ein und 
führt dazu aus: „Der Umstand jedoch, dass in Deutschland 
Planungsleistungen von Dienstleistern erbracht werden 
können, die nicht ihre entsprechende fachliche Eignung 
nachgewiesen haben, lässt im Hinblick auf das mit den 
Mindestsätzen verfolgte Ziel, eine hohe Qualität der Pla-
nungsleistungen zu erhalten, eine Inkohärenz in der deut-
schen Regelung erkennen“ (Rn. 92). Die Erbringung von 
Planungsleistungen ist in Deutschland keine Vorbehaltsauf-
gabe der Architekten oder Ingenieure. Auch Personen ohne 
fachliche Ausbildung und ohne kammerrechtliche Aufsicht 
können Planungsdienstleistungen anbieten, für die die 

Verbindliche Mindest- und Höchstsätze 
verstoßen gegen Europarecht.
Die HOAI muss angepasst werden, kann aber erhalten bleiben.
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HOAI ebenfalls galt. Damit sind aus der Sicht des Gerichts 
für die Erbringung der Planungsleistungen, die den Mindest-
sätzen unterliegen, Mindestgarantien nicht erfüllt, die die 
Qualität dieser Leistungen gewährleisten können. 

Zu den Höchstsätzen äußerte sich der EuGH nur kurz und 
stellte fest, dass es für diese gute Gründe geben könne, 
beispielsweise den Verbraucherschutz. Allerdings stünden 
weniger einschneidende Mittel – beispielsweise Preisorien-
tierungen – zur Verfügung, um überhöhte Honorare zu ver-
hindern.

Welche Praxisfolgen hat das EuGH-Urteil?

Das Urteil des EuGH bedeutet nicht, wie vielfach behauptet 
wurde, das Ende der HOAI. Die Rechtsverordnung gilt wei-
terhin und kann als Vertragsgrundlage zwischen den Par-
teien vertraglich vereinbart werden. Insoweit gilt die Privat-
autonomie der Parteien. Der Richterspruch hindert den 
Verordnungsgeber nur daran, die Mindest- und Höchst-
sätze der HOAI verbindlich vorzuschreiben.

„Bis zur Entscheidung geschlossene Pla-
nungsverträge bleiben generell wirksam.“

Die bis zur Entscheidung des EuGH geschlossenen Pla-
nungsverträge bleiben generell wirksam. Das aktuelle Urteil 
führt in aller Regel weder zur Nichtigkeit des Vertrags nach 
§ 134 BGB noch zu einer Störung der Geschäftsgrundlage 
nach § 313 BGB. Eine Änderung beziehungsweise Anpas-
sung bestehender Architekten- beziehungsweise Inge -
nieurverträge ist grundsätzlich nicht erforderlich. Allerdings 
kann bei Mindestsatzunterschreitungen beziehungsweise 
bei Höchstsatzüberschreitungen, zum Beispiel im Falle von 
Pauschalverträgen, keine Anpassung an die Mindest- be-
ziehungsweise Höchsthonorarsätze mehr verlangt werden. 

Was bedeutet das Urteil für Neuverträge?

Der Honorarverhandlung zwischen Auftraggeber und Pla-
ner und damit der Erläuterung der Honorarkalkulation 
gegenüber dem Auftraggeber kommt zukünftig eine grö-
ßere Bedeutung zu, denn Klagen auf den Mindest- bezie-
hungsweise den Höchstsatz sind wie ausgeführt ab sofort 
in der Regel nicht mehr durchsetzbar, da Behörden und 
Gerichte an die Entscheidung des EuGH gebunden sind. 
Sofern bei Auftragserteilung keine schriftliche Honorar-
vereinbarung getroffen wurde, wird allerdings die – wenn 
auch nicht unumstrittene – Auffassung vertreten, dass 
weiterhin der Mindestsatz geltend gemacht werden kann, 
da die Mindestsatzfiktion des § 7 Absatz 5 HOAI bei form-
unwirksamen Verträgen von der EuGH-Entscheidung un-
berührt bleiben dürfte. Unabhängig davon kann die HOAI 
selbstverständlich weiterhin als Grundlage für vertragliche 
Vereinbarungen herangezogen werden. Dies gilt auch für 
die in der HOAI genannten Honorarsätze. 

Konsequenzen der Entscheidung

Das Urteil des EuGH hat insbesondere zur Folge, dass die 
öffentlichen Stellen in Deutschland aufgrund des Anwen-
dungsvorrangs des Europarechts verpflichtet sind, ab sofort 
die europarechtswidrig erklärten Regelungen der HOAI 
nicht mehr anzuwenden. Daher darf beispielsweise bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge über Planungsleistungen An-
geboten der Zuschlag nicht mehr aufgrund der Tatsache 
verweigert werden, dass die angebotenen Preise unterhalb 
der Mindesthonorarsätze oder oberhalb der Höchsthono-
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rarsätze der HOAI liegen. Allerdings dürfen auch die öffent-
liche Hand oder die Kommunen die HOAI als Grundlage für 
vertragliche Vereinbarungen heranziehen. Ferner gilt wei-
terhin der in § 76 Absatz 1 Vergabeverordnung (VgV) fest-
gelegte Vergaberechtsgrundsatz, dass Architekten- und 
Ingenieurleistungen im Leistungswettbewerb und nicht im 
Preiswettbewerb vergeben werden. Dieser Grundsatz sollte 
durch die Möglichkeit der sogenannten Festpreis- oder 
Festkostenvergabe im Sinne des § 58 Absatz 2 Satz 3 VgV 
begleitet und unterstützt werden.

Die Bundesregierung ist nun aufgefordert, die bestehende 
Rechtslage an die Vorgaben des Urteils umgehend anzupas-
sen und die vom EuGH festgestellte Inkohärenz der Mindest-
preise zu beseitigen. Die Inkohärenz sieht der EuGH darin, 
dass Planungsleistungen in Deutschland nicht nur Architekten, 
Stadtplanern und Ingenieuren vorbehalten sind, sondern auch 
von anderen Dienstleistern erbracht werden können, die ihre 
entsprechende fachliche Eignung nicht nachgewiesen haben. 
Welche Konsequenzen im Detail aus dem Urteil zu ziehen sind, 
ist daher aus Sicht der Planerorganisationen derzeit noch offen 
und wird intensiv geprüft. Unabhängig davon wird die jeden-
falls wegen der verbindlichen Höchstsätze notwendige Anpas-
sung der HOAI einige Zeit in Anspruch nehmen und nicht vor 
2020 umgesetzt werden können.

„Rein marktliberaler Ansatz des Preis-
wettbewerbs und der Deregulierung als 
oberstes Prinzip trägt nicht.“

Die unterzeichnenden Kammern und Verbände der Archi-
tekten und Ingenieure sehen sich bestätigt, dass nicht 
vorzeitig der immer wieder von der EU-Kommission erho-
benen Forderung nachgegeben wurde, die Verbindlichkeit 
der HOAI aufzugeben. Hierdurch konnten die verbindlichen 
Mindest- und Höchstsätze nicht nur über fast ein halbes 
Jahrzehnt beibehalten werden; vor allen Dingen zeigt das 
jetzige EuGH-Urteil der EU-Kommission deutlich auf, dass 
ihr rein marktliberaler Ansatz des Preiswettbewerbs „um 
jeden Preis“ und der Deregulierung als oberstes Prinzip 
nicht trägt. Dies ist eine gute Nachricht nicht nur für die 
Architekten und Ingenieure, sondern für alle Freien Berufe 
in Deutschland und ein Signal für ganz Europa!

Auf Basis der vielen hilfreichen Ausführungen des EuGH zur 
Qualitätssicherung durch Preisrecht sowie zur fachlichen 

Eignung der Anbieter hochwertiger Dienstleistungen wer-
den bereits Gespräche mit den zuständigen Bundesminis-
terien geführt und es besteht Einvernehmen, die HOAI als 
Rechtsverordnung unter Maßgabe der notwendigen Ände-
rungen zu erhalten. In diesem Zusammenhang wird auch zu 
prüfen sein, ob es möglich ist, die Mindestsätze in ver-
gleichbarer Form aufrechtzuerhalten, indem die Erbringung 
von Planungsleistungen bestimmten reglementierten Beru-
fen vorbehalten wird. Ziel muss es in jedem Fall sein, die 
hohen Qualitätsstandards der Planung in Deutschland zu 
erhalten, den Verbrauchern auch weiterhin die Sicherheit 
guter Planungsqualität und den planenden Berufen in 
Deutschland eine verlässliche und handhabbare Honorie-
rungsgrundlage für die zu erbringenden Planungsleistungen 
zu ermöglichen.
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